Konsultation zur zukünftigen Gestaltung der GAP - Antworten von PROVIEH 

Frage 1: Warum benötigen wir eine Gemeinsame europäische Agrarpolitik?
Weil die Landwirtschaftspolitik in Europa unabhängig von Landesgrenzen umfassende Aufgaben in den Bereichen Umwelt-, Klima- und Tierschutz zu leisten hat und dies - auch zur Gewährleistung fairer Wettbewerbsbedingungen für die Landwirte im Binnenmarkt - nur auf EU Ebene geht. Die Landwirtschaft ist heute multifunktional. Sie stellt viele öffentliche Güter bereit und dies gilt es solidarisch europaweit zu fördern.

Frage 2: Was erwarten die Bürger von der Landwirtschaft?

Dass sie sichere, qualitativ hochwertige, umwelt- und tierschutzgerecht hergestellte Erzeugnisse in ausreichendem Masse produziert, die Kulturlandschaften pflegt und in Stand hält sowie die Strukturen im ländlichen Raum auch durch Arbeitsplätze stärkt.

Frage 3: Warum muss die GAP reformiert werden?

Weil das derzeitige Fördersystem vor allem die Industrialisierung und Massifizierung der Produktion fördert und das Bauernsterben beschleunigt, statt nachhaltige, tierfreundliche Betriebe zu fördern und zu erhalten. Die Verteilung der Fördermittel zwischen Groß- und Kleinbetrieben wie auch zwischen alten (EU-15) und neuen Mitgliedsstaaten (Beitritt ab 2004) ist ungerecht. Durch Exportsubventionen werden zusätzlich Erzeuger in Drittstaaten geschädigt. Es braucht eine ganz neue Ausrichtung der GAP am Leitbild nachhaltiger Landwirtschaft: Eine fairere Förderung zur Sicherung ausreichender Einkommen für die tatsächlich als Landwirte Arbeitenden und der Strukturen des ländlichen Raumes, statt weiter durch pauschale Direktzahlungen Millionensubventionen an Stromkonzerne, Königshäuser, die Zuckerindustrie etc. auszuteilen. Dem Tier-, Klima- und Umweltschutz muss viel mehr Rechnung getragen werden, da die derzeitige Marktordnung die Bereitstellung dieser öffentlichen Güter nicht gewährleistet.

Frage 4: Welches Instrumentarium benötigen wir für die GAP von morgen?
Die GAP muss an ökologischen, Tierschutz- und sozio-ökonomischen Kriterien ausgerichtet, d.h. ALLE Zahlungen stärker an die Einhaltung strenger Klima-, Umwelt- und Tierschutzstandards geknüpft werden. Die bestehenden Cross-compliance Vorschriften sowie die Kontrollen ihrer Einhaltung sind unzureichend.

· Neue Marktregeln müssen allen Gliedern der Lebensmittelkette – von den Erzeugern bis zu den Konsumenten – einen fairen Interessensausgleich ermöglichen. 

· Interventionen (Aufkauf, Lagerhaltung u. Exportsubventionen) sind abzuschaffen.

-
Transparentere Kennzeichnung der Produkte (Herkunftsland, GVO-Inhaltsstoffe, ökologischer Fußabdruck, Tierschutzsiegel) für eine informierte Wahl der VerbraucherInnen

-
Stärkere Förderung des ökologischen Landbaus

· Begrenzung der Investitionsförderung auf Vorhaben mit denen besondere Standards im Tier-, Natur- und Umweltschutz erreicht werden

-
Berücksichtigung der Beschäftigung: Betriebe mit einem hohen Angebot an Arbeitsplätzen (bezogen auf die Fläche) müssen künftig gegenüber rationalisierten Betrieben mit minimaler Arbeitskraft-Ausstattung besser gestellt werden.

